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Inhalt: Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Ausübung der geſundheitspolizeilichen Aufſicht über die Pro- 
vinzial-Anſtalten und die Schulaufſicht über die Provinzial-Zwangserziehungsanſtalten, S. 227. — 
Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Coburg-Gotha wegen Herſtellung einer Eiſenbahn 
von Niederfüllbach nach Roſſach und von Ebersdorf nach Weidhauſen, S. 228. — Verfügung des 
Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte 
Aldenhoven, Sankt Vith, Adenau, Boppard, Caſtellaun, Cochem, Sankt Goar, Zell, Saarbrücken, 
Saarlouis, Neunkirchen, Daun, Prüm, Saarburg, Trier, Wapweiler und Bitburg, S. 223. 


(Nr. 9928). Allerhoͤchſter Erlaß vom 12. Mai 1897, betreffend die Ausübung der gefundheits- 
polizeilichen Aufſicht über die Provinzial-Anſtalten und die Schulaufſicht 
über die Provinzial⸗-Zwangserziehungsanſtalten. 


Auf den Bericht vom 7. d. M. will Ich hierdurch genehmigen, daß die Aus— 
übung der geſundheitspolizeilichen Aufſicht über die Provinzial-Anſtalten und die 
Schulaufſicht über die Provinzial⸗-Zwangserziehungsanſtalten dem Geſchäftskreiſe 
der Oberpräſidenten überwieſen werde. 


Urville, den 12. Mai 1897. 
Wilhelm. 
Boſſe. Frhr. v. d. Recke. 


An den Minifter der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten 
und den Miniſter des Innern. 
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Ausgegeben zu Berlin den 29. Juli 1897. 
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(Nr. 9929.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Coburg⸗Gotha wegen Herſtellung 
einer Eiſenbahn von Niederfüllbach nach Roſſach und von Ebersdorf nach 
Weidhauſen. Vom 28. Januar 1897. 


Sau Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Herzog von Sachfen-Coburg und Gotha haben zum Zwecke einer Vereinbarung 
über die Herſtellung mehrerer Eiſenbahnen im Herzogthum Coburg zu Bevoll— 
mächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Miniſterialdirektor, Wirklichen Geheimen Ober-Regie— 
rungsrath Dr. Paul Micke, 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Finanzrath Friedrich Lehmann; 
Seine Königliche Hoheit der Herzog von Sachſen-Coburg und 
Gotha: 
Höchſtihren Geheimen Staatsrath Edmund von Wittken und 
Höchſtihren Landrath Albert Schmidt, 


welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben. 


Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt ſich bereit, folgende Eiſenbahnen: 

a) von Niederfüllbach nach Roſſach, 

b) von Ebersdorf nach Weidhauſen, 
für eigene Rechnung auszuführen, ſobald ſie die geſetzliche Ermächtigung hierzu 
erhalten haben wird. 

Die Herzoglich Sachſen-Coburg-Gothaiſche Regierung geſtattet der Königlich 
Preußiſchen Regierung den Bau und Betrieb dieſer innerhalb des Herzogthums 
Sachſen-Coburg belegenen Bahnen. 


Artikel II. 

Die Feſtſtellung der geſammten Bauentwürfe für die den Gegenſtand 
dieſes Vertrages bildenden Eisenbahnen ſoll ebenſo wie die Prüfung der anzu⸗ 
wendenden Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der Königlich 
Preußiſchen Regierung zuſtehen, welche indeß ſowohl bezüglich der Führung der 
Bahnen, wie bezüglich der Anlegung von Stationen etwaige beſondere Wünſche 
der Herzoglich Sächſiſchen Regierung thunlichſt berückſichtigen will. Jedoch bleibt 
die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bauentwürfe, ſoweit dieſe 
die Herſtellung von Wegeübergängen, Brücken, Durchläſſen, Flußkorrektionen, 
Vorfluthanlagen und Parallelwegen betreffen, nebſt der baupolizeilichen Prüfung 
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und Genehmigung der Stationsanlagen der Herzoglich Sächſiſchen Regierung 
vorbehalten. 

Sollte demnächſt nach Fertigſtellung der Bahnen in Folge eintretenden 
Bedürfniſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats- oder Vizinalſtraßen, 
welche die geplanten Eiſenbahnen kreuzen, von der Herzoglichen Regierung an⸗ 
geordnet oder genehmigt werden, ſo wird zwar Preußiſcherſeits gegen die Aus⸗ 
führung derartiger Anlagen keine Einſprache erhoben werden, die Herzogliche 
Regierung verpflichtet ſich aber, dafür einzutreten, daß durch die neue Anlage weder 
der Betrieb der Eiſenbahnen geſtört wird, noch auch daraus der Eiſenbahn— 
verwaltung ein Koſtenaufwand erwächſt. 


Artikel III. 
Die Spurweite der Gleiſe ſoll 1,435 Meter im Lichten der Schienen betragen. 
Die Königlich Preußiſche Regierung iſt berechtigt, die im Artikel L benannten 
Bahnen nach den Beſtimmungen der Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen 
Deutſchlands vom 5. Juli 1892 und den dazu etwa künftig ergehenden er⸗ 
gänzenden oder abändernden Beſtimmungen herzustellen und demnächſt zu betreiben. 


Artikel IV. 
Die Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſche Regierung übernimmt für den 
Fall der Ausführung der den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Bahnen 
die Verpflichtung: 

1) den zum Bau der Bahnanlagen erforderlichen Grund und Boden der 
Königlich Preußiſchen Regierung unentgeltlich zur Verfügung zu ftellen; 

2) die Mitbenutzung der Chauſſeen und ſonſtigen öffentlichen Wege un⸗ 
entgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Be— 
ſtehens und Betriebes der Bahnen zu geftatten; 

3) zu den Baukoſten der Linie Niederfüllbach —Roſſach einen unverzins⸗ 
lichen, nicht rückzahlbaren Zuſchuß von 260000 Mark, in Worten: 
„Zweihundert und ſechszigtauſend Mark“, und zu den Baukoſten der 
Linie Ebersdorf —Weidhauſen einen ſolchen von 240 000 Mark, in 
Worten: „Zweihundert und vierzigtauſend Mark“ zu gewähren. 


Artikel V. 

Die im Artikel IV unter Nr. 1 übernommene Verpflichtung erſtreckt ſich 
auf das geſammte, zur Herſtellung der Bahnen, einſchließlich der Stationen und 
aller ſonſtigen Anlagen, ſowie auf das für Seitenentnahmen, Parallelwege, 
Sicherheitsſtreifen, Gewinnung von Baumaterialien, Lagerplätze, Korrektionen 
von Wegen oder Waſſerläufen u. ſ. w. nach den genehmigten Bauplänen oder 
nach den Beſtimmungen der Landespolizeibehörden erforderliche oder zum Schutze 
der benachbarten Grundſtücke, zur Verhütung von Feuersgefahr u. ſ. w. für 
nothwendig erachtete, der Enteignung unterworfene Grundeigenthum mit Ein⸗ 
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ſchluß von Rechten und Gerechtigkeiten. Die Ueberweiſung des Grundeigenthums 
nebſt Rechten und Gerechtigkeiten ſoll dergeſtalt unentgeltlich erfolgen, daß von 
der bauenden Eiſenbahnverwaltung auch Kultur- und Inkonvenienzentſchädigung 
nicht zu tragen und die für den Bau der Bahnen erforderlichen Grundſtücke frei 
von Pfandrechten, ſowie frei von allen dinglichen Laſten und Abgaben, die 
dauernd erforderlichen in das Eigenthum, die vorübergehend erforderlichen für 
die Dauer des Bedürfniſſes in die Benutzung des Preußiſchen Staates über— 
gehen. Letzterem ſollen vielmehr nur die Koſten der Vermeſſung und Verſteinung 
des ihm eigenthümlich überwieſenen Terrains zur Laſt fallen. 

Die bauleitende Eiſenbahnverwaltung wird nach Genehmigung der Bau— 
pläne und der bei der Bauausführung etwa erforderlich werdenden Ergänzungen 
für jede Feldmark einen Planauszug vorlegen, welcher die zu überweiſenden 
Grundſtücke nach ihrer kataſtermäßigen oder ſonſt üblichen Bezeichnung und 
Größe, deren Eigenthümer nach Namen und Wohnort, ferner die landespolizeilich 
angeordneten Anlagen ſowie, wo nur eine Belaſtung von Grundeigenthum in 
Frage ſteht, die Art und den Umfang dieſer Belaſtung zu enthalten hat. 

Binnen drei Monaten nach Vorlage dieſes Auszuges iſt die Eiſenbahn— 
verwaltung in den Beſitz der erforderlichen Grundſtücke zu ſetzen. Iſt innerhalb 
dieſer Friſt die Ueberweiſung nicht erfolgt, ſo ſteht der Eiſenbahnverwaltung die 
Befugniß zu, ohne Weiteres die geſetzliche Enteignung zu beantragen, zu welchem 
Zwecke die Herzoglich Sächſiſche Regierung der Königlich Preußiſchen Regierung 
das Enteignungsrecht rechtzeitig ertheilen wird. Der im Enteignungswege für 
den Grunderwerb u. ſ. w. erwachſende Aufwand, einſchließlich der Koften des 
Verfahrens, iſt der Eiſenbahnverwaltung alsdann zu erſetzen. 

Der Herzoglichen Regierung bleibt es freigeſtellt, wegen der Uebertragung 
dieſer, ſowie der im Artikel IV unter Nr. 2 und 3 übernommenen Verpflich— 
tungen auf die von den Bahnlinien berührten Gemeinden u. ſ. w. mit letzteren 
ſich zu verſtändigen, ſie bleibt indeß auch für den Fall einer derartigen Ueber— 
tragung für die Erfüllung der Verpflichtungen ihrerſeits der Königlich Preußiſchen 
Regierung verbunden. 

Die hohen vertragſchließenden Regierungen ſind darin einig, daß die 
Herſtellung, Unterhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Stationen, 
ſoweit dieſe Wege außerhalb der Stationen liegen, nicht Sache der Eiſenbahn— 
verwaltung iſt. 

Von den nach Artikel IV Nr. 3 zu leiſtenden Baarzuſchüſſen iſt die eine 
Hälfte vier Wochen nach Beginn der Bauarbeiten, die andere Hälfte vier Wochen 
nach Eröffnung des Betriebes (Perſonen- und Güterverkehr) ſeitens der Herzoglich 
Sächſiſchen Regierung an die Königlich Preußiſche Regierung zu zahlen. 

Sollte die Königlich Preußiſche Regierung ſich demnächſt nach Fertig— 
ſtellung der Bahnen zu einer Erweiterung der urſprünglichen Bahnanlagen durch 
Herſtellung von Anſchlußgleiſen, Stationen oder zu ähnlichen Einrichtungen, ins— 
beſondere zur Anlage eines zweiten Gleiſes, entſchließen, ſo wird die Herzoglich 
Sachſen-Coburg-Gothaiſche Regierung zwecks Erwerbung des zur Ausführung 
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dieſer Anlagen erforderlichen Grund und Bodens, auf welche ſich die Verpflich— 
tung im Artikel IV unter Nr. 1 des Vertrages nicht bezieht, das Enteignungs— 
recht ertheilen, inſoweit daſſelbe nicht bereits nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
von ſelbſt Anwendung findet, und für die Ermittelung und Feſtſtellung der 
Entſchädigungen keine ungünſtigeren Beſtimmungen in Anwendung bringen laſſen, 
als diejenigen, welche bei den Enteignungen zu Eiſenbahnanlagen in dem Herzog— 
thum Sachſen-Coburg zur Zeit Geltung haben. Für die Verhandlungen, welche 
zur Uebertragung des Eigenthums oder zur Ueberlaſſung in die Benutzung an 
den Preußiſchen Staat in den bezeichneten Fällen erforderlich ſind, namentlich 
auch für die Auflaſſung in den Grundbüchern, ſind nur die Auslagen der Gerichte 
zu erſtatten und wird im Uebrigen der Königlich Preußiſchen Regierung Befreiung 
von Werthabgabe, Stempel- und Gerichtsgebühren gewährleiſtet. 


Artikel VI. 

Die Feſtſtellung der Tarife, ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — durch die 
Königlich Preußiſche Regierung unter thunlichſter Berückſichtigung der Wünſche 
der Herzoglich Sächſiſchen Regierung. Es ſollen übrigens in den Tarifen für 
die Bahnen keine höheren Einheitsſätze in Anwendung kommen, als in den 
allgemeinen Tarifen für die Bahnſtrecken des angrenzenden Preußiſchen Eiſenbahn— 
direktionsbezirks. 

Artikel VII. 

Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der neuen Bahnen der Herzoglichen 
Regierung vorbehalten. Auch ſollen die an den Bahnen zu errichtenden Hoheits— 
zeichen nur die der Herzoglichen Regierung ſein. 

Der Herzoglich Sächſiſchen Regierung bleibt vorbehalten, zur Handhabung 
des ihr über die Bahnen zuſtehenden Hoheitsrechts einen beſtändigen Kommiſſarius 
zu beſtellen, welcher die Beziebungen zur Königlich Preußiſchen Eiſenbahn— 
verwaltung in allen denjenigen Fällen zu vertreten hat, welche nicht zum direkten 
gerichtlichen und polizeilichen Einſchreiten der Behörden geeignet ſind. 

Die Handhabung der Bahnpolizei erfolgt durch die Königlich Preußiſchen 
Eiſenbahnbehörden und Beamten, welche auf Vorſchlag der Königlich Preußiſchen 
Betriebsverwaltung von den zuſtändigen Herzoglichen Behörden in Pflicht zu 
nehmen ſind. Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt den be— 
treffenden Herzoglichen Organen ob. Dieſelben werden den Bahnpolizeibeamten 
auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 


Artikel VIII. 

Preußiſche Staatsangehörige, welche in dem Herzoglich Sachſen-Coburgiſchen 
Gebiet ſtationirt find, erleiden dadurch keine Aenderung ihres Staatsangehörigkeits⸗ 
verhältniſſes. 
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Die Beamten der Bahnen find ohne Unterfchied des Orts der Anſtellung 
rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten beziehungsweiſe den 
Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, im Uebrigen aber den 
Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, 
unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der- 
gleichen Unterbeamten innerhalb des Herzoglich Sachſen-Coburgiſchen Staatsgebiets 
ſoll auf Angehörige des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werben, falls 
geeignete Militäranwärter, unter welchen die Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen Staats⸗ 
angehörigen gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen 
nicht zu ermitteln ſind. 


Artikel IX. 

Entſchädigungsanſprüche, welche aus Anlaß des Baues oder Betriebes der 
Bahnen gegen die Eiſenbahnverwaltung geltend gemacht werden möchten, ſollen 
von den Herzoglichen Gerichten und — inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen — 
nach den im Herzogthum Sachſen⸗Coburg geltenden Geſetzen beurtheilt werden. 


Artikel X. 

Die Herzoglich Sachſen-Coburg-Gothaiſche Regierung verpflichtet ſich, von 
den den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Eiſenbahnunternehmungen und 
dem zu denſelben gehörigen Grund und Boden keinerlei Staatsabgaben zu er— 
heben, noch auch eine Beſteuerung derſelben zu Gunſten der Gemeinden und 
ſonſtigen korporativen Verbände zuzulaſſen. 


Artikel XI. 

Ein Recht auf den Erwerb der Bahnlinien wird die Herzoglich Sachſen⸗ 
Coburg⸗Gothaiſche Staatsregierung, ſo lange die Bahnen im Eigenthum oder 
Betriebe des Preußiſchen Staates ſich befinden, nicht in Anſpruch nehmen. Sollte 
dagegen ſpäter Eigenthum und Betrieb an einen Privatunternehmer abgetreten 
werden, ſo bleibt der Herzoglich Sächſiſchen Staatsregierung das Recht vorbehalten, 
die Bahnen nach Maßgabe des Preußiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 
1838 anzukaufen. 


Artikel XII. 

Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 


= 


Artikel XIII. A wid Fü 

Gegenwärtiger Vertrag foll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt werden, die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden ſoll im Wege des 
Schriftwechſels erfolgen. i 

Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet 
und beſiegelt. ’ 


So gefchehen zu Berlin, den 28. Januar 1897, 


(L. S.) Dr. Micke. (L. S.) von Wittken. 
(L. S.) Lehmann. (L. S.) Schmidt. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratiſizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations-Urkunden hat ſtattgefunden. 
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(Jr. 9930.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Aldenhoven, Sankt Vith, Adenau, 
Boppard, Caſtellaun, Cochem, Sankt Goar, Zell, Saarbrücken, Saarlouis, 
Neunkirchen, Daun, Prüm, Saarburg, Trier, Wapweiler und Bitburg. 
Vom 24. Juli 1897. 


A. Grund des F. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs- 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 GeſetzSamml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter , 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im F. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Aldenhoven gehörige Gemeinde Betten— 
dorf, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Sankt Vith gehörige Gemeinde Recht, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Adenau gehörigen Gemeinden Leder— 
bach und Wüſtleimbach, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Boppard gehörige Gemeinde Burgen, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Caſtellaun gehörigen Gemeinden 
Riegenroth und Bubach, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Cochem gehörigen Gemeinden Alflen 
und Büchel, — te 
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für die zum Bezirk des Amtsgerichts Sankt Goar gehörige Gemeinde 
Oberdiebach, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Zell gehörige Gemeinde Aldegund, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Saarbrücken gehörige, einen Theil 
der Kataſtergemeinde Quierſchied (Quierſcheid) bildende politiſche Ge— 
meinde Fiſchbach, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Saarlouis gehörige Gemeinde 
Dillingen, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Neunkirchen gehörige Gemeinde Spieſen, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Daun gehörigen Gemeinden Rengen 
und Steiningen, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Prüm gehörigen Gemeinden Schön⸗ 
feld, Ormont und Scheid, 

für ei zum Bezirk des Amtsgerichts Saarburg gehörige Gemeinde Freuden— 
urg, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Trier gehörige Gemeinde Lörſch, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Waxweiler gehörigen Gemeinden 
Niederpierſcheid, Staudenhof, Irrhauſen und Neurath, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Bitburg gehörigen Gemeinden Bettin— 
gen und Birtlingen 

am 15. Auguſt 1897 beginnen ſoll. 


Berlin, den 24. Juli 1897. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


